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(No, 98.) Edikt wegen Erhebung einer Vermögens = und Einkommensſteuer. Vom 
== 24ſten Mai 1812. . CE 3 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
| Preußen ꝛc. c. 


a Thun kund und fuͤgen hiermit zu wiſſen: In Unſerm Edikt vom 
27ſten Oktober 18 10. haben Wir Uns die Ausſchreibung eines inlaͤndiſchen 
Darlehns auf die Hypothek der Domainen des Staats und der ſaͤkulariſirten 

geiſtlichen Guͤter zur Tilgung der Kontribution an Frankreich vorbehalten. 
Wir haben ſeitdem den größern Theil dieſer Kontribution mit Benutzung an⸗ 

derer Huͤlfsquellen abgetragen und Unſere im Edikt vom 7ten September 1811. 

geaͤußerte Hoffnung, außerordentliche Beiträge aus dem Vermoͤgen Unſerer 

Unterthanen entbehren zu können, wäre in Erfüllung gegangen, wenn nicht 

die Maßregeln, an welche Wir Uns zur Aufrechthaltung des allgemeinen 

Wohls angeſchloſſen haben, einen veränderten Zustand herbeigeführt Hätten. 
In Folge dieſer Maaßregeln haben Wir Uns theils verpflichtet, die 
an Frankreich noch ruͤckſtaͤndige Kriegskontribution im Laufe dieſes Jahres 
mittelſt Herbeiſchaffung der Bedurfniſſe zur Verpflegung der durch Unſere 
Provinzen marſchierenden franzöſiſchen und verbuͤndeten Truppen zu berichti⸗ 
gen, theils erfordert ihre Unterhaltung, uͤber den Betrag Unſers Kontribu⸗ 
tionsruͤckſtandes hinaus, anſehnliche Vorſchuͤſſe, bis auf weitere Berechnung 
und obwohl die Erfüllung jener Verbindlichkeiten dadurch, daß Wir einen 
großen Theil der Kontribution und der Vorſchuͤſſe durch die eigenen Erzeug⸗ 
niſſe des Landes und durch die Leiſtungen Unſerer Unterthanen berichtigen 
koͤnnen, weſentlich erleichtert und eine betraͤchtliche Maſſe baaren Geldes dem 

Lande nicht entzogen wird; fo erfordern ſie dennoch eine außerordentliche An⸗ 

fſtrengung der geſammten Kraͤfte des Staats und Wir ſehen Uns um ſo mehr 

genolhigt, zu dieſem Zweck das Vermögen aller Unſerer Unterthanen in Ans 
Jabrgang 1812. „ R ſpruch 


a (Ausgegeben zu Berlin den aten Juni 1812.) 


| 


— 
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ſpruch zu nehmen, als nur hierdurch und durch eine gleichmaͤßige Vertheilung 
. aller Laſten den von Uns übernommenen Verpflichtungen und dem, was die 
Gerechtigkeit gegen alle Unſere Unterthanen fordert, genuͤgt werden kann. 7 
Wir finden Uns aber unter fo weſentlich veränderten Umſtaͤnden bewo⸗ 
gen, die Abſicht einer Anleihe aus dem Vermoͤgen Unſerer Unterthanen 
aufzugeben, und der Forderung, die Wir theils an ihr Vermögen, theils an 
ihr Einkommen zu machen Uns entſchließen muͤſſen, die Eigenſchaft einer 
Steuer beizulegen. U een 
Wir wollen jedoch die Domainen und geiſtlichen Güter fortwährend 
zur Erleichterung dieſer Laſt und zur Befreiung des Staats von Schulden be⸗ 
ſtimmen, und aus ſolchen zwei Drittheil jener Steuer, wie unten ‚näher an⸗ 
geordnet werden wird, erſtatten laſſen. Se BER 
Wir ſetzen dieſemnach hier im Allgemeinen, mit Verweiſung auf eine 
beſondere Inſtruktion, vom heutigen Tage feſt und verordnen: 
§. 1. Es ſollen Drei Prozent des geſammten Privatvermoͤgens zur 
Dispoſition des Staats geſtellt werden. Dr 3 
H. 2. Die Erhebung geſchiehet in drei Terminen: 
a) Das erſte Prozent wird am 24ſten Juni d. J. ganz i 
als Steuer, ohne Erſatz, Leltrich tet . 
b) Das zweite Prozent wird auf Michaelis d. I. entweder baar, oder 
bdiurch Guͤtererzeugniſſe und Fabrikate, die für den Gebrauch der Armee 
tauglich ſind, oder durch die Anrechnung der Naturalleiſtungen fuͤr die 
Truppen, ſeit dem Tſten März d. J., nach den durch eine beſondere 
Verordnung zu regulirenden Verguͤtungsſatzen berichtigt. 
e) Das dritte Prozent wird auf Weihnachten d. J. in derfelben Art, wie 
das zweite, erhoben. 8 v. 
5 H. 3. Ausgenommen von dieſer Beſtimmung (F. 2.) iſt alles Vers 
mogen, welches in Staats⸗ und andern öffentlichen Papieren beſteht. 
Die Steuer von ſolchem Vermoͤgen wird in denſelben Papieren, welche 
der Steuerpflichtige beſitzt und zwar mit den geſammten Drei Procenten in 
Einem Termine am 2qfien Juni d. I. abgetragen. Wenn eine Ausgleichung 
in Papieren derſelben Art nicht erfolgen kann; ſo kann der Steuerpflichtige 
die zur Ausgleichung erforderliche Summe abtragen, entweder in anerkannten 
Staats⸗ oder ‚öffentlichen Papieren anderer Art oder in baarem Gelde nach 
dem Kours, den die Staatspapiere bei der Publikation dieſes Edikts an der 
Böͤrſe zu Berlin, und die Kommunalpapiere, da, wo ſie ausgegeben find, 
haben werden. Zahlt er in Papieren anderer Art, ſo muß die Ausgleichung 
nach dem Geldkourſe geſchehen, den die Papiere ebenfalls am Publikations⸗ 
tage des Edikts gegeneinander haben. Auch ſoll es ihm freiſtehen, die ganze 
Steuer in baarem Gelde nach dieſem Kours zu entrichten. ö 


* 


n baarem Gelde 


U 


= u bie Sraassherunnift anitzeltt ee Steuer von drei Prozent und durch 
N 2 


r e bn 5 ſollen Ihre! Rück Auf Kut 
fudende Moratorien Drei Prozent des Werths ihrer Grundſtuͤcke ohne Abzug 
der Real⸗ und Perſonalſchulden, iedoch mit Ausſchluß der eingetragenen 
Pfandbriefe und der, nach der beſondern Inſtruktion vom heutigen Tage 
ſteuerfrei bleibenden Kapialien, abgetragen werden. Pfandbriefe werden als 
e Papiere au 5 nach um Beſtimmungen des FL. 3 ver⸗ 
ſteuert⸗ * 
5. Die Grundbeſitzer leiſten Siernach den Verſchug fuͤr ihre Glaͤn⸗ 
biger und find berechtigt, das am 24ſten Juni d. JI, gemäß F. 2. lit. a, 
baar zu entrichtende Prozent ihren Glaͤubigern auf deren Antheil an den lau⸗ 
fenden, zuerſt fällig werdenden Zinſen, oder nach ihrer Wahl, auch auf das 
Kapital, oder die ruͤckſtaͤndigen Zinſen, in Abzug zu bringen. ci 

F. 6. Da viele Grundbeſitzer ſich nicht im Stande befinden werder e, ie , 
den Steuerbeitrag für ſich und ihre Gläubiger im en und dritten Termin a , 
hee beizuſchaffen, und da es auch den Glaͤubigern in vielen Faͤllen ſehr ſchwer, BE „ ; 
ja oft unmoglich werden würde, den Abtrag von ihren, nicht zu vealifirenden,. SE e, ble l 
Kapifalien ſelbſt zu leiſten, wenn man ſolchen von ihnen fordern wollte; ſo e. ae laben, e, 4 
wollen Wir tiber den Betrag derjenigen Summe, welche dergleichen Grun 
beſitzer in dieſen Terminen weder mit baarem Gelde noch durch Gütererzeug⸗ 1 = 
niſſe und Fabrikate, noch durch Leiſtungen (H. 2. litt. b. e.) abführen, bes = = FE a = 3 7 
ſondere auf das Grundſtuͤck namentlich lautende Steuerſcheine in Zahlung ane ge re a 5 
nehmen, weiche von den Grundbeitgern mit ſechs Prozent jaͤhrlich ſo lange a. ,, 
verzinſet werden ſollen, bis ſie nach einem, naͤher bekannt zu machenden Plan. 8 
Raus Unſern Domainen, von denen Wir einen Theil hierzu beſonders beſtimmen i 
wollen, amortiſtrt ſeyn werden. "Tür dieſe 5 haftet: DaB: Grund: i 
ſtuͤck mit jenen Domainen gemeinſchaftlich. Ba ; 
F. 7. Diejenigen Grundbeſitzer, deren Real⸗ und Persbnalſchuden 8 3 
nicht über den dritten Theil des aus zumnittelnden Werths ihrer Grundſtuͤcke x 
befragen, ‚find nicht bereihtigkr> er zweite 80 DENE are in DR ER 
den niche 11 
z . 8. Um aber auch e Steuerpflichtigen) ſie mögen Grund⸗ 
beſitzer ſeyn oder nicht, welche die beiden erſten Prozente, es ſey baar, oder durch 
Guͤtererzeugniſſe, oder durch Naturalleiſtungen wirklich entrichtet haben, moͤg⸗ b — 
lichſt gleiche V zortheile mit denen zu gewähren, denen die. Entrichtung i in Steuer⸗ ; 
ſcheinen nachgelaſſen iſt; ſo ſoll ihnen von dem dritten Termin, ein halbes Pro⸗ 
zent ganz erlaſſen, und fuͤr Ein und ein halbes Prozent, eine auf Domainen ſpe⸗ 
ziell fundirte Obligation zu Vier Prozent Zinſen, nach eee der ganzen 
e gegeben werden. 

Wir hoffen, daß es Unſern angeſtrengten Bemühungen gelingen 


1 


die 


die ee weiche Wir mittelſt der Honethen, geisüchen Giter : und jener 


Stene ſcheine zu machen beabſichtigen, zu beſtreiten. Da ſich indeſſen noch zur 


Zeit, weder das Beduͤrfen, noch das Aufkommen mit Zuverlaͤſſigkeit berechnen 
laßt, ſo kann der Fall einer weitern Ausſchreibung zwar eintreten, Wir erthei⸗ 


len Unſern getreuen Unterthanen aber die Verſicherung, daß ſolches nur dann 
geſchehen ſoll, wenn es die Außerfie Nothwendigkeit erfordert, und wenn durch 
öffentliche Rechenſchaft die Ueberzeugung davon gewaͤhrt ſeyn wird. Die naͤhe⸗ 


ren Maaßgaben bei der Erhebung in Anſehung der Zahlung und ber 7 Termine, 


bleibt bis dahin ausgeſetzt. 


$. 10. Diejenigen unter Unſern Unterthanen, die noch ein beſonderes a 


reines Einkommen haben, welches nicht durch die Anwendung eines Vermoͤgens 
hervorgebracht wird, oder die gar kein Vermögen, aber ein beſonderes Einkom⸗ 
men beſitzen, es mag durch den Ertrag eines Gewerbes, einer Beſoldung, aus 
Emolumenten, aus einer Penſion, einer Leibrente, oder auf welche Art es 
ſonſt wolle, ſich bilden, ſollen einer Beſteuerung von Liese Einkommen un⸗ 
terworfen werden. = 

§. II. Die Steuer vom Einkommen eines Jahres ſoll bei 8 Dreihundert 


Thalern und daruͤber, Fuͤnf Prozent betragen. Ein Einkommen, welches 


unter Dreihundert Thaler bis zu Einhundert Thaler einſchließlich betraͤgt, 
fol Ein Prozent entrichten. Diejenigen Perſonen, welche kein Einkommen 
von Hundert Thaler nachweiſen, ſollen in zwei Klaſſen getheilt werden. 


Die erſte Klaſſe beſteht in denjenigen, welche bloß durch die Anwen⸗ i 
dung ihrer phyſiſchen Kräfte ſich ihren Unterhalt erwerben; z. B. Tageloͤhner 


und Geſinde. 
Die andere in denjenigen, welche irgend einer Kunſt oder besonders 


es Kenntniſſe zu Betreibung ihres Gewerbes bedürfen, z. B. Handwerker. 


Die erſte Klaſſe ſoll ein für allemal Zwoͤlf gute Groſchen, EEE 
ö Die zweite Klaſſe 1 i Mchfaehn gute Groſchen 
entrichten. war x 


werden, welche für. die Vermoͤgensſteuer angeordnet find. Doch ſoll es den 
beſoldeten oder penſionirten Staatsdienern frei ſtehen, ſich ihren Beitrag mo⸗ 
natlich abziehen zu BER Für die Monate Marz bis Juni muß: jedoch der 
Abzug auf Einmal im Juni geſchehen. 

§. 13. Bei der Erhebung der Sen pt jebe aehäßige Sonn und 
ſiskaliſche Vexation vermieden werde. 

Der Steuerpflichtige ſchaͤtzt ſein Wenigen und ſein Sinfanmen: vorläuffg 
ſelbſt ab. Den anzuordnenden Kommiſſionen bleibt die Beurtheilung vorbehal⸗ 
ten, ob eine Unterſuchung noͤthig ſey, und nur diejenigen, welche den dringen⸗ 


we 23 wider ſich . daß ſie uneingedenk ihrer Pflicht für das Vater⸗ 


land 


§. 12. x Die Einkommen⸗ e ſoll in den drei 5 abi 


75 


land ſich einer unrichtigen Angabe und einer Verheimlichung ihres Vermoͤgens 
ſchuldig machen, haben es ſich ſelbſt beizumeſſen, wenn mit der genaueſten Un⸗ 
terſuchung ihres Vermögens- Zuitandes verfahren wird. 23 
Wenn ſich hierbei oder auf anderem Wege elne Verheimlichung ausmit⸗ 
telt, ſoll ſie mit der Konfiskation der Hälfte des verſchwiegenen Vermoͤgens be⸗ 
ſtraft werden. Et 5 EHRE 
FH. 14. Wir behalten Uns vor, damit der Beſorgniß fur den kauf⸗ 
maͤnniſchen Kredit in Aufdeckung des Vermoͤgens⸗Zuſtandes begegnet werde, den 
kaufmänniſchen Korporationen zu geſtatten, daß fie die Steuer nicht mittelſt An⸗ 
gabe ihres Vermögens, ſondern mittelſt einer Abſchaͤtzung, nach beſtimmten, 
auf der Baſis von drei Prozent des Vermoͤgens beruhenden Klaſſen entrichten. 
Sie muͤſſen ſich dieſerhalb mit dem Staate beſonders ausgleichen. 
Zur Klaſſifikation werden Wir Kommiſſarien ernennen, und ſolche mit be⸗ 
ſonderer Inſtruktion verſehen laſſen. Wer zu hoch abgeſchaͤtzt zu ſeyn behauptet, 
iſt verpflichtet, fein Vermögen nach den Grundſaͤtzen des Edikts fperiell anzuge⸗ 
ben. Er muß jedoch, ohne Ruͤckſicht auf die Reklamation, die Steuer des er⸗ 
ſten Termins unweigerlich entrichten „CCC : 
gp 15. Wir laſſen dieſem Edikt, wie oben ſchon erwaͤhnt iſt, eine von 
Uns Höchſtſelbſt vollzogene Instruktion beifuͤgen, welche die nähern Grundſaͤtze 
über die Anwendung und Ausführung der von Uns beſchkoſſenen Maaßregeln zur 
Richtſchnur, ſowohl für die Steuerpflichtigen ſelbſt, als fuͤr die mit dem Erhe⸗ 


= 


bungsgeſchäft zu beauftragenden Kommiſſionen entwickelt. In zweifelhaften 


Faͤllen eriheilen Wir Unſerm Staatskanzler die Befugniß, dieſe Inſtruktion zu 
erklaren oder zu er ganzen. W REES 

Seo ſehr Wir übrigens die Größe der Anſtrengung erkennen, welche Wir 
von Unſern getreuen Unterthanen zu fordern durch die höheren Ruͤckſichten Unſerer 


landes älerüchen Dicht und der Serge ür die allgemeine Wohlfohn veranlapt 


1 


find, eben fo ſeht vertrauen Wir ihnen, daß fie mit ſtandhaftem, ihrem Könige 
treu ergebenem Sinn dieſe Opfer, welche die Nothwendigkeit gebietet, dem 

Staat willig darbringen, und auch hierdurch den Nachkommen ein muſterhaftes 
Beiſpiel des Vettrauens, der Ergebung und der Anhaͤnglichkeit an das Vater⸗ 
land aufſtellen werden. ü ö ö 
Gegeben Potsdam den zäffen Mai 1812. 


EI Friedrich Wilhelm. 
ERROR Hardenberg. Keirchelſen. 
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(No. 99.) Infor Kr veifung, 12 5 rettung des Ebikls, bie Eihebung 
e ee Vermögens⸗ und Einkommensſteuer betreffend. Vom 1 Mai 
1885 255 ec > B 


€ 


| 8. Frede Wülheln, bon Gottes Graben König bon 


Preußen u. ꝛc. 


übe in ere ber vollzogenen Edikt, durch welches Wir die Erhebung e einer 


Vermögens- und einer Einkommenſteuer angeordnet haben, die naͤhere In⸗ 


ſtruktion wegen der Ausmittelung des Vermögens und Einkommens und wer 


gen der davon zu entrichtenden Steuern zur icht ſchnur, theils für die Steuer⸗ 
pflichtigen ſelbſt, „theils fuͤr die mit der e 9 zu en Beam⸗ 
= . 8 


Wir ertheilen diekenmach folgende Vorſchriften: 
x 1. Unterworfen iſt der Steuer vom Vermögen: 


) alles unbewegliche, alles Kapitals⸗ und alles baare Berndt = Anferer 


Unterthanen; 
505 ad, bewegliche Vermögen, mit welchem der Eigentümer ein Gewerbe 


Be 8 7 2 


455 alle Forderungen an den Staat, an Unſere Provi zen und Kommunen, 


6): sanken nen eines Ausländels innerhalb Unferer Staaten; 2 


welche einem Ausländer gehören und aus einem, auf 58 Inhaber lau. 


kenden Dokument entſpringen; 


550 alle im Lande noch befindliche, i einen Ausländer vererbte Wager i 


ſchaflen; 


) Real⸗ und Peer einer auslänbifchen Handlung, welche 


1 die Kommandite einer inlaͤndiſchen iſt, an dieſſeilige Unierthauen; 


nn alles Kapitald- Vermögen, . welches Unſere Unterthanen in öffentlichen 5 
ausländischen Fonds und an Prlvalperſenen im en e es au hypo⸗ 


thekariſch oder perſonlich, angelegt haben. 
8 Ausgeſchloſſen von der Steuer iſt: x 


a) jedes eh EN, mit welchem der Cigenhämer kein Gewerbe 


treibt. 
Verarbeitetes Gold, Silber und Juwelen bleiben um fo 1555 755 
da fie bereits ftüherhin einer Befiuerung vom Staate unterworfen 
worden; 


b) das Vermoͤgen der Kirchen, Schulen, Waifenhäufer, Wittwenverpfle⸗ | 


gungsanſtalten und anderer milden und frommen Stiflungen; 


e 5 ec) die 


a c 


vr * - u —— 55 ee r, 


ne eh) die Fonds Unſerer Geldinſtitute und des Hauptbrenn und Nutzholzhand⸗ 


einzelnen Ausnahmen werden aus den ſpeziellen Beſtimmungen hervorgehen. =. 


luungsinſtituts, indem die darin angelegten Kapitalien bejonders- bei- 


, RAT VVG 
d) das im Auslande befindliche Grundvermoͤgen Unſerer Unterthanen, wel⸗ 
; bes den daſelbſt angeordneten Laſten unterliegt; 
e) das Vermögen, welches von Ausländern an Unſere im Auslande kontra⸗ 
hirte Anleihe, namentlich an die Frankfurthſche vom Jahre 1794.,. an 
die erſte und zweite Wittgenſteinſche, an die Fuͤrthſche, an die Muͤnſter⸗ 


ſche und an die Hollaͤndiſche angelegt worden, wenn gleich die Doku. 


mente auf jeden Inhaber lauten; 


b) alle Real- und Perſonalforderungen eines Auslaͤnders an Unfere Alnter- RE 


thanen, ſo weit fte nicht im H. I. als zum Darlehn verpflichtet, ange⸗ 
ahr d nee 8 5 Er 

g) alles Vermögen, welches von einwandernden Auslaͤndern nach der Publi⸗ 
kation dieſes Edikts in Unſeren Staat eingeführt wird. 8 f 

FH. 3. Die Steuer wird in der Regel von demjenigen entrichtet, in 

deſſen Beſitz das zur Steuer verpflichtete Vermögen angetroffen wird. Die 


= 


H. 3. Anſtatt baaren Geldes werden angenommen: 


785 a) diejenigen Anweiſungen, welche Wir auf die, vom 24ffen Juni bis 24ſten - 


Dezember d. J. zu entrichtende Vermögensſteuer, Behufs der jetzt vor⸗ 
kommenden dringenden Zahlungen ertheilen laſſen werden. Wir verwei⸗ 
fen. deshalb auf das beſonders ergehende Edikt vom heutigen Tage; 

b) die Inhaber der Scheine aus der inländiſchen Anleihe vom I2ten Februar 


138310. haben die Wahl, ob fie ſolche als baares Geld bei der Steuer 


benutzen, oder fie nach dem Inhalte Unſerer Kabinetsordre vom 27ſten 
Februar d. J. zum Ankauf von Domainen und geiſtlichen Guͤtern ver⸗ 
wenden wollen. = ER ae 
H. 8. In dem zweiten und dritten Entrichtungstermin follen auch Guͤ⸗ 


‘ tererzeugniſſe fuͤr die Beduͤrfniſſe der Armeen, naͤmlich Schlachtvieh, Weizen, 


— 


Roggen, Gerſte, Hafer, Huͤlſenfruͤchte, Heu und Stroh, welche entweder 
ſchon geliefert ſind, oder ferner noch geliefert werden, als baares Geld nach 


den Preiſen zur Anrechnung kommen duͤrfen, die in dem wegen Ausgleichung 


der allgemeinen Laſten, beſonders ergehenden Edikt, beſtimmt ſind. 


Es iſt aber Bedingung, daß der Steuerpflichtige ſie auf feine Koſten an 
das zunaͤchſt gelegene Magazin abliefere. Iſt ſolches weiter als ſechs Meilen 


entfernt, fo ſoll die mehrere Meilenzahl in dem Falle vorſpannmaͤßig verguͤtet 
werden, daß die Naturallieferung von Seiten der Landesbehoͤrde verlangt war. 


. 


wein, Tuch, Leinewand und Leder im zweiten und dritten Termine angenom⸗ 


Unter denſelben Bedingungen werden nicht minder Fabrikate an Brannt⸗ 


men 


„ 


men und nach den Preiſen verguͤtet, wozu fie von Sachverſtaͤndigen werden 

geſchaͤtzt werden. ee RE : 2 

F. 6. Endlich follen auch alle Naturalleiſtungen, die ſeit dem erſten 

März d. J. fur Unſere, für die franzoͤſiſchen und für die verbündeten Trup⸗ 

pen von den Steuerpflichtigen praͤſtirt und nach dem vorhin F. 5. erwaͤhnten 

Edikt zur Verguͤtung, abfeiten des Staats geeignet find, nach den dort be⸗ 

ſtimmten Satzen als baares Geld bei den beiden folgenden Terminen ange 

nommen werden. — - : BE 

Angabe des $. 7. Die vorläufige Vermögens: Angabe und eigene Schaͤtzung ge: 

Wirmbgens. ſchiehet vor der Kommiſſion, welche unmittelbar mit der Publikation ieſes 

i Edikts niedergeſetzt werden ſoll, und wird mit dem Vorbehalt einer naͤhern 

g Unterſuchung angenommen. d 5 | Aue, 

= $. 8. Irrthümer dieſer vorläufigen Angabe können bis zum erſten N 
Oktober d. J. berichtigt werden. N ö So 

Erſt nach Ablauf dieſes Termins tritt die Vermuthung ein, daß der 

Steuerpflichtige das nicht angegebene Vermögen zu verheimlichen und dem 
Beitrage zu entziehen geſucht habe. 7 

SpyieleBe H. 9. Bei dem Vermoͤgen in Grundſtuͤcken wird nach folgenden Vor⸗ 
Aimmungen, ſchriften verfahren „ r 

Vermigen in 3) Jeder Grundeigenthümer hat die Wahl, ob er vorläufig den Werth des 

: eee Grundſtücks nach dem Erwerbpreiſe, oder nach einer vorhandenen land⸗ 

ſchaftlichen Abſchaͤtzung, oder bei ſtäͤdtiſchen Grundſtücken, nach der jetzi⸗ 

gen Nutzung, den Betrag mit fünf Prozent zum Kapital gerechnet, 

aanſchlagen will. RS Ei 

b) Waͤhlt er den Erwerbpreis, ſo ſteht ihm frei, in Hinſicht auf die, durch 

die Folgen des Krieges hervorgebrachte Verminderung des Werths, den 

dritten Theil in Abzug zu bringen, inſofern die Akquiſition in dem Zeit⸗ 5 

raum vom Iſten Januar 1790. bis 1ſten Januar 1889. fällt, 

Von den Erwerbpreiſen eines, in den Zeitraͤumen bis zum Iſten Jan. 

1700. und nach dem Iſten Januar 1809. erkauften Grundſtuͤcks, findet 

kein Abzug ſtatt, weil die Vermuthung vorhanden iſt, daß der gegen⸗ 

RE wärtige Werth dieſem Preiſe angemeſſen ſey. 8 er 

e) Wenn in dem Zeitraume ſeit dem Ifien Januar 1809. ein Grundstück 
mittelſt Angabe von Staats- oder andern öffentlichen Papieren bezahlt a 

worden iſt, ſtehet dem Beſitzer frei, den Werth dieſer Papiere nach dem 

Kours, den fie um die Zit der Akquiſinion hatten, auf baares Geld zu 

redꝛuziren. 3 5 5 er 

d) Wo entweder gar kein Erwerbpreis, oder kein ſolcher nachgewieſen iſt, 

5 der mit Annäherung an den wirklichen Werth zum Grunde zu legen 

were, z. B. bei Vererbungen, beim neuen Ausbau eines alt erkauften 

ö : Hauſes, 


7 
ie 


. 


— 
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Se kann der Gigentbümer die Nutunger, die e er aus dem Sime 


zieht, oder die von ihm ſelbſt zu berechnende gewoͤhnliche Nutzung vor⸗ 5 
laͤufig annehmen und mit 5 Prozent zum Kapital berechnen. 4 


6) Iſt ein Grundeigenthuͤmer gewiſſenhaft überzeugt, daß das Grundſtück 
durch die Verhaͤltniſſe der Zeit noch unter den Werth geſunken ſey, der 
bei Anwendung der unter A. b. aufgeſtellten Regel ermittelt werden wuͤrde; 
ſo kann er auch den mindern Werth annehmen, den er dem Grundſtuͤcke 
beilegen zu Fönnen glaubt. Die nähere Unterſuchung bleibt der Rommiſ-⸗ 
ſion vorbehalten, auf welche überhaupt auch der „ provozi⸗ 
ren kann. 


f) Der Werth eigenthümlicher belerlicher Grundſtucke, von 8 kein Er⸗ 
werbpreis angegeben werden Fan, fo wie derjenigen, welche zwar noch 
5 nicht eigenthuͤmlich, aber doch Nutznießungsweiſe beſeſſen werden und deren 

Eigenthumsverleihung nach den ſchon ausgeſprochenen Grundſaͤtzen bevor⸗ 
ſteht, wird durch die niederzuſetzenden Kreis- und Kommunal: Koinmif- 
ſionen nach gewiſſenhaftem, 5 diser 5 Urtheil, ſo⸗ 
fort abgefchäßt. a 
g) Die Angaben der Grundbeſt ther, welche noch a bis 8. 1 geſchehen, be⸗ 
gründen die Erhebung des erſten Prozents. Es ſollen aber ſaͤmmtliche 
Landguͤter durch die, unter k. erwaͤhnten Kommiſſionen ſofort, nach ihrem 
jetzigen Werthe ſpeziell abgeſchaͤtzt und nach dem Reſultat, der ganze 


Steuerbetrag beſtimmt werden. Hiernach wird die etwa entſtehende 


Differenz gegen die erſte Erhebung verguͤtet oder nachgezahlt. 


9. IO. a) Der ſteuerpflichtige Grundeigenthümer bringt von dem Werthe des 
Grundſtuͤcks, wie er durch die vorangehenden Beſtimmungen (F. 9.) 
- fefigeießt worden, nur die darauf eingetragenen Pfandbriefe und die einem 
Ausländer gehörenden Kapitalien (F. 2. litt, k.) in Abzug. 5 


53 Bon dem Ueberreſt entrichtet er die Steuer des erſten Termins mit 
Ein Prozent, iſt aber berechtigt, ſolche ſeinen Glaͤubigern fuͤr ihren An⸗ 
theil entweder auf die laufenden Zinſen oder nach feiner Wahl auch auf 

das Kapital oder die ruͤckſtaͤndigen Zinſen in Anrechnung zu bringen. 


£) Wenn ein Grundeigenthuͤmer in den zwei letzten Terminen bei Entrich- 
tung des zweiten und dritten Prozents, durch Abrechnung auf Natural⸗ 
Praͤſtationen eine größere Summe berichtigt hat, als er auf feinen eigenen 
Antheil zu berichtigen gehabt haben wuͤrde, ſo kann er die erweislich mehr 
bezahlte Summe ſeinen Glaͤubigern nur Se A Eur auf rückſtändige 
Zinſen in Abzug bringen. 5 


Jahrgang tuin. 5 | Er d) Die 
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1 5 Die⸗ Zinsen der Skuntigeite, (F. 65 des Edikt) ift der. Schuldner den 
Glaͤubigern für deren Antheil von den laufenden Zinſen in Abzug zu 
bringen befugt. 


$. 11. Die Beſitzer von Fideikommig⸗ und Gebnahtern: find ee, 


den Betrag ber Steuer, auf die Subſtanz des ne oder Lehens 
zu legen. 


Kapitalsver⸗ 


mögen, 
8 1 


F. 12. Den vorſtehenden Befkimmungen 6 9. 8884.0 an richtet 
der Grundeigenthuͤmer die Angabe ſeines in Grundſtuͤcken Ae belden, Vermoͤ⸗ 
gens ein, indem er . 

a) den beitragspflichtigen Werth des Grundſtuͤcks berechnet; 5 
b) die darauf ruhenden Schulden mit Den bis zum Iſten July 1811. etwa 
kruͤckſtaͤndigen Zinſen angiebt; 
0) das Verzeichniß der von ihm ſeit dem Iſten Maͤrz d. J. geſchehenen 
Naturalleiſtungen, nach Nen e zu Gelde engeren 
beifuͤgt. 


- 


Kapitals Vermögen. a a ee 


1 13. a) Dem Kapitale werden ruckſtäͤndige Zinſen bis zum fen July 
1811. gleich gerechnet; iſt ihr Eingang unſicher, 8 werden ſi ie als un⸗ 


ſichere Kapitalien in Anſchlag gebracht. a 2 


2 55 Forderungen in Golde werden mit 133 Prozent auf an we 


- c) Schulden, die der Steuerpflichtige aus den in ſeinem Vermoͤgen vorhan⸗ 
denen Staats- oder andern öffentlichen Pape e Bu iſt er 


nur von dieſen in Abzug zu bringen berechtigt. 


d) Andere Schulden kann er von den ie Re oder webbi 
rungen abrechnen. a 
e) Wer ein Kapitalsvermoͤgen best itzt, welches blos in Staats- oder andern 
öffentlichen Papieren beſteht, worauf aber Schulden ruhen, die baar zu 
berichtigen ſind, iſt berechtigt, nach dem Geldkourſe, den die Papiere am 
Tage der Publikation dieſes Edikts an der Börfe zu Berlin haben, und 
welcher von allen Gattungen Papieren unverzuͤglich oͤffentlich bekannt ge⸗ 
macht werden ſoll, ſo viel Papier auf baares Geld zu e als er zu 
Bezahlung ſeiner Schulden bedarf, \ 
k) Wer eine Leibrente bezahlen muß, bringt von feinem 5 das Ka⸗ 
pital in Abzug, welches er für die verkaufte e empfangen hat. 


& Anz: 


N 


BR 1 


= „%% 
er; Andere Arten von Renten, welche der Steuerpflichtige aus feinem Ver⸗ 
mogen zu leiſten hat, bringt er mit einem zu fuͤnf Prozent berechneten Ka⸗ 
RE pitale in Abzug. 5 8 e f 
in) Hypothekariſche Forderungen im Auslande werden den perſönlichen Forde⸗ 
kungen gleich gerechnet. 7 „„ > 8 Be 
Fg. 14. a) Kapitalssermögen, welches in Forberungen an den Staat, Befinmun? n 


—— 


an die Geldinstitute des Staats, an das Hauptbrenn⸗ und Nutzholzhand⸗ 98 
llungsinſtitut, an die Kreditſyſteme, an die Provinzen und Kommunen Arten des 
beſteht. 2322 ĩ T SEIT, Kapitalsver⸗ 
f VFVCCCCCFC C £ „„ mdgens. 
Hiervon wird die Steuer in denjenigen Papieren entrichtet, welche der Hefentliche : 
.. Darleiher befigt ($. 3: des Edikts). . i 3 Papiere. 
b) Privatpapiere, welche, wenn gleich unter oͤffentlicher Autoritaͤt und auf 2 
jeden Inhaber lautend, ausgefertigt worden, als die Plettenberg⸗ und 
Marſchallſchen, werden den Privathypotheken gleich behandelt. 
1 ©) Kapitalsvermoͤgen in offentlichen Papieren anderer Staaten. | 
Dieſe Papiere werden entweder nach dem Börſenkourſe zu Berlin, 
oder wenn ein ſolcher nicht vorhanden iſt, nach dem durch auswaͤrtige 
Nachrichten zu beſcheinigenden Kourſe, als baares Geld berechnet und die 
Steuer hiernach entrichtet. ö i 7 5 i 
Der Eigenthuͤmer hat die Wahl, ob er dem Staate die Steuer in baa⸗ 
a rem Gelde oder in demjenigen Papiere ſelbſt abtragen will, das er beſitzt. 
In letztern Falle wird jedoch der Beitrag zur Steuer nur nach dem 
Kourswerth in Gelbe berechnet. 33% n.. 
4) Die Beſtimmung Unſers Edikts F. 7., daß denjenigen Steuerpflichtigen, 
welche die Steuer vollſtaͤndig bezahlen, ein halbes Prozent erlaſſen, und 
ein und ein halbes Prozent erſetzt werden ſolle, kommt auch den Inhabern 
öffentlicher Papiere zu ſtatten. Der Erſatz wird auf baares Geld gerich⸗ 
tet, nach dem Kourswerth, den die Papiere bei der Publikation des 
ECEtdikts haben. S ↄ ER 
8. 15. Obwohl das Edikt H. 4 — 5. feſtgeſetzt hat, daß der Schuldner Sunotbeta- 
das erſte Prozent der Steuer für den Gläubiger auf deſſen Antheil entrichten uicht dn: 
müͤſſe, fo ſoll der Staat doch berechtigt ſeyn, von dem Glaͤubiger die Zahlung 
des erſten Prozents der Steuer zu fordern, wenn der Schuldner im erſten Ter⸗ 1 
min ſolche nicht leiſtet. „„ Ei 
F. 16. a) Wer ein Vermögen angiebt, zu welchem perfönliche Aktiv⸗ nd perſönliche 


a Paſſiv⸗ Forderungen gehören, ſo daß er im erſten Falle als Glaͤubiger, im Sorderüngen 
„5 5 ö zweiten = 


ET 
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zweiten als Schuldner erſcheint, darf die Summe derſelben nur im Allge⸗ 


meinen in ſeiner Vermoͤgensangabe aufzeichnen. 


Er iſt aber verpflichtet, ein Verzeichniß anzufertigen, welches die ſpe⸗ 


ziellen Angaben mit Benennung der einzelnen Schuldner oder Glaͤubiger 
enthaͤlt. N 8 a 


Dieſes Verzeichniß reicht er verſiegelt bis zum 1. Oktober d. J. ein, 


und es wird ihm unentſiegelt zurückgegeben, ſobald die Kommiſſion in die 
Richtigkeit ſeiner allgemeinen Angabe keinen Zweifel ſetzt, und ihm uͤber 


die Bezahlung der Steuer die Decharge ertheilt. Wird jedoch Bedenken 


getragen, die allgemeine Angabe für glaubwürdig zu halten, fo iſt die 


Kommiſſion berechtigt, das Verzeichniß in Gegenwart des Steuerpflich⸗ 
tigen oder ſeiner Spezial⸗Bevollmaͤchtigten zu entſiegeln und die Unterſu⸗ 
chung zu veranlaſſen. : 8 i a Eng 


b) In dem Verzeichniß muͤſſen alle Perſonalforderungen, welche Jemand 


beſitzt, nach eigener gewiſſenhafter Schaͤtzung des Steuerpflichtigen: 
in gute und ſichere, 5 > 
in zweifelhafte, . 5 
a in nicht einziehungsfähige, >... 25 

abgefondert, und jede Gattung muß in dem lit. a. vorgeſchriebenen 
: Verzeichniſſe beſonders aufgeführt werden, en = 
D Es hängt von dem Steuerpflichtigen ab, von den als zweifelhaft ange⸗ 
zeigten Forderungen, nach eigener an Eidesſtatt abzugebender Schaͤtzung, 
diejenige Summe, welche er ſie werth haͤlt, nach beſtimmten Prozent⸗ 
ſaͤtzen anzunehmen. ö 


1 


d) Diejenigen Forderungen, auf deren Einziehung der Steuerpflichtige 


ganz Verzicht thun zu müffen glaubt, fo daß er fie gar nicht verſteuern 
will, muͤſſen in einem offen beizufuͤgenden Verzeichniſſe ſpeziell angege⸗ 
ben werden. f f . 


e) Der Staat iſt berechtigt, in Anſehung der, als zweifelhaft angegebe⸗ 


nen Forderungen (lit, S), ſowohl von dem Schuldner den Ausfall am 
Steuerbetrage einzuziehen, als auch die Forderungen ſelbſt zu dem Pro⸗ 
zentſatz, mit welchem fie der Steuerpflichtige abſchaͤtzt, an ſich zu brin⸗ 


gen und demſelben den Betrag nach Abzug der Steuer baar auszu⸗ 


zahlen. ser: 
In Anſehung der als gar nicht einziehungsfaͤhig angegebenen Forderun⸗ 


gen, bleibt es dem Staate uͤberlaſſen, von dem Schuldner ſelbſt die 


Steuer einzuziehen, oder anderweitige Maaßregeln zu wählen, 


elze 


3 61 ne 
$. 17. Waaren⸗ Vorraͤthe. 
I) Des Gewerbſtandes. 


RR 2. — 


a) Der Eigenthumer hat die Wahl, ob er den Werth der Waaren mit 


den Preifen, mit welchen er ſie beym letzten Abſchluß ſeiner Buͤcher als 


Vermögen 
in Wnareit. 


ſein Vermoͤgen berechnet hat, annehmen, oder ſie nach den ſtatt findenden | 


Verkaufspreiſen mit einem angemeſſenen Rabatt anſchlagen will. 
Der Rabatt wird in der Regel auf dreißig Prozent beſtimmt. 


Bei den kurrenten Artikeln, namentlich beim Zucker, Safe Ge⸗ 
treide, findet nur ein Rabatt von Zehn Prozent ſtatt. 


b) Alle auf dem Waarenlager ruhenden Forderungen eines Ausländers, 


ruͤckſtaͤndige Gefälle und Unfoften, werden vorweg abgezogen. a 


2 Wechſel und Buchforderungen inlaͤndiſcher Glaͤubiger, die bis den ıffen 
Maͤrz k. J. zahlbar ſind, werben nicht abgerechnet, vielmehr muß der 
Eigenthuͤmer der Waaren als Schuldner, den Steuerbetrag fuͤr ſelbige 
entrichten und iſt berechtigt, dem Gläubiger bei Berichtigung der Schuld, 


ſolchen in Zahlung zu geben. er muß hievon dem Gläubiger unge: 


ſaͤumt Anzeige machen. 

d) Später zahlbare Schulden kann der Eigenthümet als Schuldner mit 
Beobachtung der Vorſchrift H. 15. a- in Abzug bringen, und dem Glaͤu⸗ 
biger die Berichtigung der Steuer üͤberlaſſen. 


9 Waarenvorraͤthe, die für den Gebrauch der Armee tauglich fi ſi nd, als 


Getreide, Mehl, Huͤlſenfruͤchte, Branntwein, Tuch, Leinewand und 


Leder, kann der e nach den e des H. 5 m: BR 


lung geben. 


R) Er iſt verpflichtet, wenn er dieſes wil, feiner e die 


Erklärung und das Berzeichniß der a RR Na vn uote 
beizufügen. 


ie Waarenvorraͤthe, welche als ein Ee Unferen nt en im 
Auslande lagern, ſind nach den allgemeinen Beſtimmungen mit anzu⸗ 
geben. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die darauf ruhenden Vorſchuͤſſe 


die Preiſe nach den Konjunkturen gewiſſenhaft a ek werden. 


$. 18. 2) Des Land- Eigenthümers. ER 
Die Vorraͤthe von der letzten Erndte ſind frei. Die aus ER 


gangenen Erndten herrüͤhrenden Beſtaͤnde, werden nach der gewiſſen⸗ 


8 des auslaͤndiſchen Kommiſſionairs (lit. b.) in Abzug gebracht, desgleichen = 


> Angabe gu Eigenthuͤmers an Eides ſtatt, mit den Marktpreiſen 
des 


Bankes Ver⸗ 
mögen, 


Einreichung 


der Vermd⸗ 

S gensangabe 

an die Kom⸗ 
miſſion. 


= Orts, zur Steuer eee = weit fie für’ ben Gebrauch der 
Armee tauglich ſind, 1 5 die Angabe an Zahlung wie bei 1. ſtatt. = 
§. 19. Baares Geld. u = 


5 a) Dieſem werden alle Gold» und Sitberbarren en ie Disonfopapee 
des Handelsſtandes (Cambio conto). beigezaͤhlt. 


b) Es wird nach dem Abſchluß der Bucher, und wo keine Bube geführt i 


werden, nach dem vorhandenen Vorrath angegeben. 
Ce) Wenn der Steuerpflichtige aus dem baaren. Gelde, Schulden zu berich⸗ 


tigen hat, die als hypothekariſch oder Perſonalforderungen eines Andern, 


dem Steuerbeitrage unterliegen; ſo kann er ſolche nicht in Abzug bringen, 


ſondern iſt verpflichtet, den Beitrag fuͤr den Gläubiger zu bezahlen, 
und ihm ſolchen bei Berichtigung der Schulden anzurechnen. Daß dieſes 
geſchehen, muß er dem Glaͤubiger unverzüglich anzeigen. ER 


0) Der Eigenthumer iſt nicht verpflichtet, das baare Geld als folches, in 


feinen Verzeichniß aufzuführen, vielmehr, ‚reicht es hin, wenn er das 


Geld als ein, Vermoͤgen e von. e ei die Steuer bagr ent⸗ 
n richtet werden muß. 


er Sb ut se 


das Berzeichniß, feines, zur Steuer verpflichteten Vermögens. an Grundeigen⸗ 


thum, an Kapital, an Waaren und Fabrikaten und baarem ‚Gelbe, vor der in 


feiner, Kommune ‚aber | dem Kreiſe niederzuſetzenden $ ommſſſion ein. 


Er 


gu de le Diefe Einreichung. muß 8 Tage nach der 1 Betanntmachung der 


Kommiſſion, daß ſie ſich organiſint habe, geſchehen, und den ſpeciellen auf 
forderungen der Kommiſſion, ein unverzuͤgliches Genuͤge geleiſtet werden. 


K. 22. a) Den Kaufleuten und Fabrikanten wird, für die Marken, bis 


48 zum gten, und für die uͤbrigen Provinzen bis zum 1Sten Junt d. J. eine, 


in keinem Falle zu verlaͤngernde Friſt geſtatteeeet. 


"by Auch hängt es von ihnen ab, ob fin den Abſchluß ihrer Bucher vom = 
zrften: Dezember 1811. oder den Brutto⸗Abſchluß nach dein gegenwartigen 
Zauſtande, zum Grunde legen wollen, 8 nur von 8 ug 24 


. 


Angabe und Schaͤtzung die Rede iſt. 


9 Jeder Ei Fabrlkant iſt Kara chat be nen Iſten 


Januar k. J eine berichtigte Angabe: einzureichen. Dh 


. 8 1 8 die Einreichung feinen, Vermögensangabe über die feſtge⸗ 3 


. 20,9 Nach Porſchrikt baker alen 5 reicht jeder 5 


en Friſt verzoͤgert, wird unverzuͤglich einer vorläufigen Schaͤtzung durch die 
n rs unterworfen, Wach deren Gutachten die von n sr 


2 


zutragende Steuer in abend Gelde beſtimmt wird. Gegen dieſe vorläufige 
Schaͤtzung findet kein Widerſpruch flatt, vielmehr muß ſich der Steuerpflichtige, 
wenn er zu hoch ua zu ſeyn glaubt, der „ ae unter⸗ 
werfen.. 5 
RE Wer mit b Entrichtung‘ der. 1 auf eigener oder ai vor⸗ 
Täufiger Schätzung der Kommiſſion beruhenden Steuer ſaͤumig iſt, gr die 


unvergäglichfte exekutive Beitreibung zu erwarten. 2 Kompo 
n zur em⸗ 
F. 25. Unmittelbar nach der Publikation Unſers Edikts, ſollen. in allen 10 0 


Provinzen, Kreiſen und größern Kommunen, Kommiſſionen zur Empfang: kerſachunz 
nahme der Vermoͤgensangaben und zur Unterſuchung derſelben gebildet werden. 390 e 


$ 26. à) In jeder Stadt wird eine Kommugal⸗ Kommiſſion niedergeſetzt, 15 5 
kommiſſit = 


die aus einem a ernennenden Kommiſſarius und ‚einigen Mitarbeitern Ber nen. 


1 


= 0 = 
b) In ‚größern Städten werben Diſtrikts⸗ Rommiffionen wrde v 
ſich hiernaͤchſt in der Kommunal: Sn on vereinigen. . 
c) Die Stadtverordneten und 3 Diſtriktsborſteher in den Städten fi nb ver⸗ 
pflichtet, den Kommiſſionen Huͤlfe zu leiſten. 


g. 27. In jedem Kreiſe ſollen nach der Beooͤlkerung deſſelben, meh⸗ D af den 
rere Special⸗ Kommiſſionen gebildet Be, deren ER. ngch H. 26. „„ 
kt. a geſchieht. : ' 


F. 28. In jeder Oepartementsſtadt der 5 brenne, wird Provinzial 
eine 1 ⸗Kommiſſion niedergeſetzt. eee kommiſſtonen. 
25 Der Kommiſſarius wird von Unſerm Staats; Kanzler ernannt, 10 die er 
Ernennung der Mitarbeiter deſſelben, ſeiner eigenen Aus wahl uͤberlaſſen. Die 

Anzahl derſelben ſoll ſich nach der Bevölkerung des Departements richten. 

Der Provinzial Kommiſſarius ernennt die Kommunal⸗ f Rommiſſarten, SS. 26. 

27 dagegen werden die Kreis⸗Kommiſſarien von den General⸗ 5 

a" aan) der ländlichen Verhaͤltniſſe ernannt. 


x $. 29. In Berlin hat eine Central: - Kominiffion ihren Sitz, deren Central 
5 gef dent und Mitarbeiter. durch Unſern Staats: Kanzler jofort ernennen zu e 
affen, Wir Uns vorbehalten. i 5 


Dieſer Central⸗Kommiſſion werden aus en Mitgliedern 1 hier an⸗ 
weſenden interimiſtiſchen National⸗ ⸗Repraͤſentation, ‚drei Repraſentanten der 


| nn: aus dem Adel, dem Bürgers und dem Bauernſtande beigegeben, 
: € wobei 


wobei bie Neopinzen von 4 zu 4 Wochen 5 einem unter ihnen feſtzuſtellen⸗ 


den Turnus, alterniren, in der Wb daß jederzeit bret Provinzen an 
werden. 


Gr: 


Außerdem iſt fi ie c Kaufleute, Fabrikanten und anders ſach⸗ 
verſtaͤndige Manner, von deren Redlichkeit und Gewiſſenhaftigkeit fie uͤber⸗ 
zeugt iſt, zum Gutachten in allen Faͤllen zuzuziehen, wo fte des Urtheils und 
Raths derſelben bedarf. Sie hat jedoch Vorſorge zu tragen, und es wird 
ihr zur unverbruͤchlichſten Pflicht gemacht, die Vermoͤgensangaben der Ge⸗ 
werbsgenoſſen 1 A en u — werden = 

laſſen. f 


g. 30. Die Steuerbitiäge werden von sa Steuttpftchligen in die⸗ 


jenige Kaffe bezahlt, welche an dem Orte, woſelbſt fie ihr Vermögen ange⸗ 


ben, die gewöhnlichen Steuern empfängt, ne werden von dieſer der a 


unge Haupt⸗Kaſſe uberwiefen. 


== Von der Letztern empfängt fie die, bei der Eentrat-Kommiffio ion zu lei⸗ 
tende Haupt⸗Kaſſe. 


Alle Beiträge gehen portofrei, 


H. 31. a) Die Kommunal: Kommiſſionen 9 die 8 


gaben jedes Mitgliedes der Kommune, welches zur Steuer verpflich⸗ 
tet iſt. 
b Das Jumobiliar Vermögen wird vor der Kommiſſion des Grundeigen⸗ 
=; Ahums, das Perſonalvermoͤgen an dem Wohnort des Bein agspflichti⸗ 
gen, angegeben. 
F. 32. Mit dem Ablauf des Iſten Auguſts d. J. fangen Bir fibrigen 
Kommiffionen die Prüfung. der vorläufigen Angaben an. 


H. 33. Da, wo ſie das ee abgeschätzt hat, bedarf es keiner 


. weitern Unterſuchung (F. 9. lit, k.) 
8 §. 34. Wo dieſes nicht gefehehen 175 erwaͤhlt fi ie. on jedem Gewerbe 


3 oder 4 Standesgenoſſen des Steuerpflichtigen, welche au gewiſſenhafte Schaͤ⸗ 


Kung vereidigt werden. 


g H. 35. Dieſen wird die eigene N des abzuſchätzenden 
Mitgliedes der Kommune nicht bekannt gemacht, ſie werden vielmehr aufgefor⸗ 
dert, die gutachtliche Schaͤtzung ihres . ihrer pilichimäßigen Ueber: 
äeugung gemäß, anzugeben. 


F. 36. Stimmt dieſe mit der 9 gabe nur ungefähr überein, fo 
bedarf 8 ng e Unterſuchung. 


en, 


* 
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eig . Da, wo bie Kommiſſt ion N vorläufige Schthung pop 6 bewirkt 


hat, iſt jederzeit eine Unkerſuchung erforderlich. (F. 23.) 
H. 38. Die een geſchiehet durch Abſchätzung „durch Ginficht 


der Hypothekenbuͤcher und Nachfrage bei den Hypothekenbehoͤrden > durch Revi⸗ 


ſion der Handlungs - und Wirthſchaftsbuͤcher, und auf jedem . den die 
rn nen halt, 


2 


Fg. 30. Jeder Beaute, der bei 5 e Wonen zur 


Ausmittelung und Verzeichnung des Vermögens beſchifegt wird, 55 zur Ver⸗ 
N beſonders verpflichtet werden. 


Er macht ſich, wenn er durch ſchriftliche oder mündliche Mittheilung i ir⸗ 


gend einer Vermoͤgensangabe den geleiſteten Eid verletzt, aller offentlichen Aem⸗ 


ter und aller Benefizien, die er ewa mittelſt Gehalts, Wartegeldes oder Pen⸗ 
ſion vom Staate genießt, eu 50 15 arg ER mit ar an des 
Meineides belegt. f 


F. 40. Unter dem reinen Chafohrineh iſt basjenige zu e Kin Eintonmiensr 
Jemand von dem Geſammteinkommen feines Gewerbes, nach Abzug deſſen, len 


was zur Betreibung des Gewerbes erforderlich iſt, übrig, behält. Es verſteht 
ſich daher von felvft, daß die Koſten des perfönlichen ale nicht in Abzug 
gebracht werden dürfen. 


H. 41. Die Angabe des Einkommens geſchieht vor der Kommunal: 


Komik des Wohnorts, und der Beitragspflichtige kann mit dem Vorbehalt 
der naͤhern Unterſuchung diejenige Angabe zum Grunde legen, die er nach Anlei⸗ 
tung des Edikts vom ten Dezember v. J. bei der Behörde bereits eingereicht 
hat, wenn ſie zuvor nach den usnetgchenben Beſtimmungen ($. 49 a 
worden. 

2 Die Eise von Befolbungen, Solana; War⸗ 
tegeldern und Penſionen der öffentlichen Beamten, wird bei den Kaſſen, aus 
welchen ſie gezahlt werden, in u gebracht, und an die Steuer- Kaffe ab: 

geliefert. 

$. 43. Die Erhebung der Einkommensſteuer aus dem Edikt vom bten 
Dezember v. J. zur Verpflegung der in den Oderfeſtungen befindlichen franzoͤ⸗ 
ſiſchen Truppen hoͤrt zwar auf, doch wird der ausgeſchriebene Beitrag von den⸗ 
jenigen noch eingezogen, die damit im Ruͤckſtande ſind. 


5 H. 44. Die auf den Feld ⸗Etat geſetzten Militairperſonen fi nd in Anſe⸗ 
hung N von der Steuer ganges benen 


\ erafrgang 1814. Se 0 i c 8 45 
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„ . 45, Die Akten und Rechnungen, wegen Erhebung der Einkommens. 
ſteuer, werden von den dazu eingeſetzten Kommiſſarien fofort an die durch biefes 
Edikt angeordneten Kommunal⸗Kommiſſionen abgeliefert. 5 | 

F. 46. Der Staat wird uber den Ertrag der Vermögens⸗ und der 
Einkommensſteuer, fo wie über deren Verwendung, öffentliche Rechenschaft 
3j 

$. 47. Sobald die Einziehung der Steuer vollendet worden, werden 
die Vermögensängaben vernichtet werden, doch haͤngt es von jedem Steuer⸗ 
pflichtigen ab, die feinige ſich zurückgeben zu laſſen. 


Wir haben mit der Ausführung, dieſer Anordnung Unſern Staatskanzler 
Freiherrn v. Hardenberg beſonders beauftragt, und autoriſiren ihn hierdurch, 
alle in die Erreichung Unſerer Abſicht einwirkende Maaßregeln zu treffen, 

wegen Organiſation der Kommiſſionen das Weitere zu veranlaſſen, die In⸗ 
ſtiruktionen fir ſelbige zu geben und zu vollziehen, und ſowohl zur Richtſchnur 
fuͤr die Behörden, als zur Befolgung fuͤr die Intereſſenten, diejenigen Erlaͤu⸗ 
terungen und Erklaͤrungen Unſers Edikts vom heutigen Tage und dieſer naͤheren 
Anweiſung zu ertheilen, welche in einzelnen Faͤllen erforderlich ſeyn duͤrften. 


Gegeben zu Potsdam den zaſten Mai 191242. 
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s, Friedrich Wilhelm. 
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u (ro, 200;) Ebikt wegen Ausfertigung von Anwelſungen auf die Vermbgens ⸗ und 
. Einkommensſteuer. Vom 2ꝗſten Mai 1812, 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
8 Preußen ı1 16 7 — 82 | 


In Unſerm heut vollzogenen Edikt wegen: Erhebung einer Vermoͤgens⸗ 
und Einkommensſteuer, haben Wir, zur Erleichterung für die Steuerpflichti⸗ 
gen, den erſten Hebungstermin auf den 24ſten Juni d. J. feſtgeſetzt. 


Da jedoch ſchon früher ein Geldbedürfniß eintritt, welches durch die 
1 Staatseinnahmen nicht beſtritten werden kann, ſo verordnen 
in: s ö i N i 


H. I. Es ſollen Anweiſungen auf die vom 2aſten Juni bis 24ſten 

Dezember d. J. zu erhebende Vermögens und Einkommensſteuer ertheilt. 

5 $. 2. Zu dieſen Anweifungen ſollen, um allen Zeitverluſt bei der Aus⸗ 
kertigung derſelben zu vermeiden, Treſorſcheine von 250, 100, 50 und 

5 Thaler gewählt werden, die zur Unterſcheidung von den eigentlichen Tre⸗ 

fſorſcheinen mit einem beſondern Stempel bedruckt ſeyn ſollen. 


„ Dieſe geſtempelten Treforfcheine’ gelten als Anweiſüngen auf die 
g Kaſſe, durch welche die Vermoͤgens⸗ und Einkommens ſteuer erhoben wird. 

H. 4. Jeder Inhaber einer ſolchen Anweifung‘ kann fie bei Entrich⸗ 
tung der Vermoͤgens- und Einkommenssteuer als baares Geld in Zahlung 
geben. 8 i - 5 5 5 
Fg. 5. Bei Entrichtung der gewöhnlichen Gefälle werden ſie nicht im: - 
Zahlung genommen. i i | es 

8. 6. Sobald dagegen die Erhebung. der Vermoͤgens⸗ und Einkom⸗ 
mensſteuer vollendet worden, ſollen diejenigen geſtempelten Treſorſcheine, wel⸗ 
che durch die Steuer nicht amortiſirt, ſondern im Umlauf verblieben. ſind, 
dem baaren Gelde gleich, in allen Kaſſen angenommen werden. ER 
= $ 7. Wegen der Treſor⸗ und Thalerſcheine hat es bei den; bishe⸗ 
igen Verordnungen ſein Bewenden. a 
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